— 1117 — 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 63. 


(Nr. 7528.) Verordnung, betreffend den Zeitpunkt der Einführung der in dem Fuürſten⸗ 
thume Hohenzollern⸗Sigmaringen beſtehenden direkten Steuern in dem 
Fürſtenthume Hohenzollern⸗Hechingen. Vom 14. Oktober 1869, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 


verordnen auf Grund des F. 1. des Geſetzes vom 22. Februar 1867., betreffend 
die Regelung der direkten Beſteuerung in dem Fürſtenthume Hohenzollern-Hechin⸗ 
gen (Geſetz-Samml. S. 269.), was folgt: i 

Der Zeitpunkt der Einführung der in dem Fürſtenthume Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen beſtehenden direkten Steuern, mit Einſchluß der bgabe von 
Hunden, in dem Fürſtenthume Hohenzollern⸗Hechingen wird auf den 1. Januar 
1870. feſtgeſtellt. 

Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 

Gegeben Baden-Baden, den 14. Oktober 1869, 


(. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 2. November 1869, 
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(Nr. 7529.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Melioration der Wieſen im Haſethale unter 
halb Halle, Amts Osnabrück. Vom 27. September 1869. N 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ae, 


verordnen auf Grund der Verordnung vom 28. Mai 1867. §F. 1. und 5. (Ge 
ſetzSamml. vom Jahre 1867. S. 769.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


Seal 
Die Beſitzer der Grundſtücke, welche im Haſethale unterhalb Halle in den 
Gemeinden Nemden und Linne, Amts Osnabrück, gelegen und auf der Ueber⸗ 
ſichtskarte mit den ſchwarzen Nummern in der Gemeinde Nemden: 
Nr. 427. bis 439. 


440 44 
i 
615. 
618 5620. 
und in der Gemeinde Linne: 
Nr. 42. und 49. 


bezeichnet und in dem dazu gehörigen Kataſterauszuge vom Februar 1868. ent⸗ 
halten ſind, vereinigen ſich zu einem Genoſſenſchaftsverbande, um den Extrag 
ihrer Grundſtücke durch Ent- und Bewäſſerung zu verbeſſern. 0 f 

Der Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand beim 
Amtsgerichte Osnabrück. 9 2 


Die Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen ſind zum Theile bereits ausgeführt, 
und werden nach dem Plane des Waſſerbau⸗Inſpektors Schaaf zu Osnabrück 
vom Februar 1868. vervollſtändigt. 8 

Das Stauwerk in der Haſe, die Haupt⸗Be⸗ und Entwäſſerungsgräben 
nebſt den in dieſen nöthigen Stauvorrichtungen, Ueber- und Unterleitungen, über⸗ 
haupt alle zur vortheilhaften Bewäſſerung und Entwäſſerung der Geſammtheit 
der Verbandswieſen erforderlichen Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten 
des Verbandes gemacht und unterhalten. 

Die Anlage und Unterhaltung der einzelnen Wieſenparzellen bleibt den 
Eigenthümern überlaſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen 
des Wieſenvorſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten. 


Die Beiträge zur Herſtellung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
lagen werden von den Genoſſen nach demjenigen Verhältniſſe aufgebracht, wie 
ſolches nach den laut des amtlichen Protokolles vom 6. Auguſt 1866. genehmig⸗ 
ten, durch den Rentmeiſter Fauſt ausgearbeiteten Grundſätzen 2. durch das 
Genoſſenſchaftskataſter vom 15. Dezember 1868. feſtgeſtellt iſt. 

Das Amt Osnabrück ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative Exekution zur 
Verbandskaſſe einziehen. 5 

N e e 


22. Auguſt 1847. 


= Mh 

Ueber die Ausführungsart der Arbeiten zur Herſtellung und Unterhaltung 
der gemeinſchaftlichen Anlagen beſtimmt der Vorſtand. 5 

Ebenſo iſt der Wieſenvorſteher befugt, bei Arbeiten, welche den einzelnen 
Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der ganzen An⸗ 
lage nicht unterbleiben dürfen, wenn dieſelben nicht rechtzeitig oder nicht 
gehörig ausgeführt werden, nach einmaliger vergeblicher Erinnerung die Her⸗ 
ſtellung auf Koſten der Säumigen zu bewirken und die Koſten von denſelben 
einzuziehen. 

$. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Schleuſen ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geftatten und wird der dazu erforderliche Grund und Boden aus 
der Genoſſenſchaftskaſſe den Eigenthümern ohne Anrechnung aller Inkonvenienzen 
vergütet, jedoch nur in der Ausdehnung, als derſelbe zur Sohlenbreite der Gräben 
erforderlich iſt und gegenwärtig landwirthſchaftlichen Werth hat. Die Schätzung 
des abzutretenden Grund und Bodens geſchieht ebenfalls nach den im H. 3. 
erwähnten Grundſätzen. 

Streitigkeiten hierüber werden mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchiedsrich⸗ 
terlich entſchieden. 

Die Erwerbung von Terrain, welches Nichtmitgliedern des Wieſenverbandes 
gehört, erfolgt nach den Vorſchriften des Ent⸗ und Bewäſſerungsgeſetzes vom 


. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem Wieſen⸗ 


vorſteher und zwei Wieſenſchöffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 


Dieſe beſchließen nach Majorität und bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz 


für baare Auslagen erhält jedoch der Wieſenvorſteher eine von der General⸗ 


verſammlung alle drei Jahre zu beſtimmende billige Vergütung. 
$. 6. 

Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſenſchöffen. 
Einer der Vorſtandsmitglieder muß ſeinen Wohnſitz außerhalb der Gemeinde 
Nemden haben. J 

Die Wahlverſammlung wird von dem Königlichen Amte Osnabrück berufen 
und geleitet. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe wenigſtens Eine Stimme, den 
Beſitzern von mehreren Morgen jedoch ſtehen fo viel Stimmen zu, als fie volle 
Morgen haben. 
> Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 

4 Wählbar iſt Jeder, welcher Grundbeſitz im Verbande hat und den Voll⸗ 
beſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. 
Im Uebrigen find bei der Wahl die wegen der Wahl der Gemeindebeamten 


beſtehenden Vorſchriften des Geſetzes vom 28. April 1859., die Landgemeinden 
betreffend, zu beobachten. au 
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Die Gewählten werden vom Amte an Eidesſtatt durch Handſchlag ver⸗ 
Pflichtet, zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder dient eine amtliche Ausfertigung 
des Wahlprototolls 5 


Die Generalperſammlung der Genoſſen wird in den Fällen, in welchen 
ihr ſtatutenmäßig eine Mitwirkung zuſteht (vergl. jedoch wegen der Wahlen der 
Vorſtandsmitglieder den $. 6.), von dem Vorſtande berufen und dem Wieſen⸗ 
vorſteher geleitet. Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind nach Mehrheit 
der Stimmen zu faſſen. 

$. 8. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Verbandes 
und vertritt denfelben anderen Behörden und Perſonen gegenüber. 
Er hat insbeſondere: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Ent- und Bewäſſerungsplane zu veranlaſſen und zu beaufſichtigen, auch 
für deren Unterhaltung zu ſorgen. Mit Zuſtimmung des Vorſtandes 
kann derſelbe techniſche Hülfe dabei heranziehen) 

b) die Beiträge auszuſchreiben und die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen 
und den Rechnungsführer zu revidiren; für den Fall, daß der Vorſteher 
ſelbſt Rechnungsführer iſt, ſo gebührt das Recht der Reviſion den 
Wieſenſchöffen; 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwärter oder Flößmeiſter zu beaufſichtigen und mit den Schöffen 
wenigſtens halbjährig die Grabenſchau abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
für denſelben zu unterzeichnen, zur Abſchließung von Verträgen und 
rb von Prozeſſen iſt jedoch die Zuſtimmung der Wieſenſchöffen er⸗ 
orderlich 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. N 


. 

Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen Flöß⸗ 
meiſter auf Kündigung an und ſetzt deſſen Lohn unter Anhörung und möglichſter 
Berückſichtigung der Wünſche der Generalverſammlung feſt. Der Flößmeiſter 
erhält Inſtruktion und iſt allein befugt zu wäſſern er muß ſo wäſſern, daß alle 
Parzellen den verhältnißmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein Eigenthümer 
darf die Schleuſen der gemeinſchaftlichen Anlagen öffnen oder zuſetzen oder über⸗ 
haupt die Bewäſſerungsanlagen eigenmächtig verändern; ebenſo darf kein Eigen⸗ 
thümer die Goſſen oder Schleuſen vor den einzelnen Parzellen öffnen (letztere 
verſchloſſen zu halten, iſt denſelben geſtattet), und zwar bei Vermeidung be 

on⸗ 
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Konventionalſtrafe bis zu zwei Thalern, welche der Vorſteher für jeden Kontra⸗ 
ventionsfall feſtſetzt und einzieht. N 

Der Wieſenwärter oder Flößmeiſter wird von dem Königlichen Amte 
Osnabrück beeidigt, er muß ſeiner Inſtruktion und den Anordnungen des Wieſen⸗ 
vorſtehers Folge leiſten und kann von demſelben mit Verweis und Geldbuße bis 
zu Einem Thaler beſtraft werden. Seine Entlaſſung erfolgt durch den Vorſtand. 

F. 10. N 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über 
das Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit und den Umfang von 
e oder anderen Nutzungsrechten und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Ent⸗ und Bewäſſerungs⸗ 
planes durch die Regierung alle Streitigkeiten wegen der gemeinſamen und in⸗ 
ie Angelegenheiten des Verbandes von dem Vorſtande unterſucht und ent⸗ 

ieden. 

Gegen Entſcheidungen und Verfügungen des Vorſtandes ſteht jedem Theile 
der Rekurs an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Be⸗ 
We des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet 
werden muß. N 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
trägt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem vom Königlichen Amte Osnabrück 
ernannten Vorſitzenden und aus zwei in der Generalverſammlung auf drei Jahre 
zu wählenden Beiſitzern. 

In gleicher Weiſe wird von der Generalverſammlung ein Stellvertreter 
der Beiſitzer gewählt. a 

Wählbar iſt Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu öffentlichen 
Gemeindeämtern wählbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht 
Mitglied des Verbandes iſt. 


§. 11. 


Die Aufnahme von weiteren Grundſtücken als den im H. 1. genannten in 
den Genoſſenſchaftsverband, iſt, falls nicht etwa der Genoſſenſchaft nach den 


. $$. 47. bis 50. und dem F. 68. des Hannoverſchen Geſetzes vom 22. Auguſt 


1847. eine desfallſige Verpflichtung obliegt, auf Antrag deren Beſitzer zuläſſig, 


wenn drei Viertel der erſchienenen Genoſſen in der zu dieſem Zwecke berufenen 


e dafür ſtimmt und die Obrigkeit den Eintritt derſelben 
eſtätigt. 
a §. 12. 


Wegen der Weiten- und Tiefenlagen der einzelnen von den Grundbeſitzern 
anzulegenden Einlaßſchleuſen oder Goſſen und wegen der Wäſſerungsordnung, 
der Grabenräumung, der gemeinſchaftlichen Abfuhrwege, der Heuwartung und 


Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthi en Beſtimmungen zu kreffen 


und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern ahnden. 
(Nr, 7529—7530,) Se 
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ee a Sl, 
Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staats unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird in unterſter Inſtanz von dem Königlichen Amte Osnabrück 
und in den höheren Inſtanzen von der Landdroſtei Osnabrück, beziehungsweiſe 
von der künftigen an deren Stelle tretenden Landes⸗Polizeibehörde, und von dem 
Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes 
Statuts, den der in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Auf- 
ſichtsbehörden den Landgemeinden gegenüber zuſtehen, ausgeübt. 


$. 14. 
fol Aenderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmigung 
erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. September 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7530.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Zweigbahn von den Eiſenſteingruben und Kohlenzechen Neu⸗Eſſen II., 
Ludwig, Neu⸗Eſſen IV. und Langenbrahm über Station Heiſſen nach 
den Werken und Bahnanlagen der Firma Jacobi, Haniel & Huyſſen bei 
Oberhauſen mit Anſchlüſſen an die Zechen Wolfsbank (neuer Schacht) 
und Prosper durch die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie einen Nach⸗ 
trag zu den Statuten der letzteren. Vom 14. Oktober 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


Nachdem die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in Folge Beſchluſſes der 
Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 29. Mai 1869. den Ausbau und 
Betrieb einer Zweigbahn von den Eiſenſteingruben und Kohlenzechen Neu⸗Eſſen I., 
Ludwig, Neu⸗Eſſen IV. und Langenbrahm über Station Heiſſen nach den Werken 
und Bahnanlagen der Firma Jacobi, Haniel & Huyſſen bei Oberhauſen mit 5 
Anſchlüſſen an die Zeche Wolfsbank (neuer Schacht) und an die Zeche Prosper, 
ſowie auch die Anlage der zur Exreichung des Zweckes dieſer Zweigbahn eventuell 
etwa weiter noch erforderlichen Anſchlußbahnen an Zechen und gewerbliche Eta⸗ 
bliſſements beantragt hat, wollen Wir in Anerkennung der Vortheile, welche dieſe 
Zweigbahn mit ihren Anſchlüſſen für die bergbaulichen, gewerblichen und 0 

ne 


® 
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Intereſſen des Eſſener Reviers mit ſich bringt, der genannten Geſellſchaft zum 
Bau und Betriebe der vorbezeichneten Erweiterungen ihres Unternehmens unter 
den, in dem beigefügten, von Uns hiermit beſtätigten Statut⸗Nachtrage enthaltenen 
Bedingungen, die landesherrliche Genehmigung mit der Maaßgabe hierdurch er⸗ 
theilen, daß die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft gehalten ſein ſoll, auch anderen 
Bahnverwaltungen auf Verlangen die Mitbenutzung der Eingangs gedachten Zweig⸗ 
bahn, d. h. das Befahren derſelben mit ihren eigenen Lokomotiven und Zügen 
unter Beobachtung der für die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich ihres 
Betriebes auf dieſer Zweigbahn geltenden Beſtimmungen, gegen eine angemeſſene, 
beim Mangel der Einigung eventuell von Unſerem Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten feſtzuſetzende Entſchädigung zu geſtatten, daß ferner die 
Herſtellung der demnächſt etwa noch erforderlich werdenden Schienenverbindungen 
mit anderweitigen Zechen und gewerblichen Etabliſſements in jedem einzelnen Falle 
der vorgängigen Zuſtimmung des genannten Miniſters bedarf und die Rheiniſche 
Eiſenbahngeſellſchaft aus dieſer Genehmigung kein Recht zum Widerſpruch gegen 
den Schienenanſchluß der Zechen und Etabliſſements auch an andere Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen herzuleiten hat. 

Wir verordnen zugleich, daß auf den vorgedachten Bahnbau die in dem 
Geſetze über die Eiſenbahn⸗ Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen 
Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über das Expropriationsrecht und das Recht 
zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke, Anwendung finden ſollen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Baden⸗Baden, den 14. Oktober 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nachtrag 
zu den 


Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


$. 1. 

Die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft übernimmt in Exweiterung ihres Unter⸗ 
nehmens den Bau und Betrieb einer Zweigbahn von den Eiſenſteingruben und 
Kohlenzechen Neu⸗Eſſen zwei (II.), Ludwig, Neu⸗Eſſen vier (IV.) und Langen⸗ 
brahm über Station Heiſſen, nach den Werken und Bahnanlagen der Firma 
Jacobi, Haniel und Huyſſen bei Oberhauſen mit Anſchlüſſen an den neuen St 

(Nr. 75307531.) er 
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der Zeche Wolfsbank und an die Zeche Prosper, ſowie auch die Anlage der zur 
Erreichung des Zweckes dieſer Zweigbahn eventuell etwa weiter noch erforderlichen 
Anſchlußbahnen an Zechen und gewerbliche Etabliſſements. Dieſe Erweiterung 
bildet einen integrirenden Beſtandtheil des gedachten Unternehmens und es finden 
auf dieſelbe alle Beſtimmungen der Geſellſchafts⸗-Statuten und deren Nachträge 
Anwendung. 

§. 2. 

Das zur Ausführung der Bahn, ſowie zur verhältnißmäßigen Vermehrung 
des Betriebsmaterials erforderliche Kapital wird vorläufig auf ſiebenhundert 
funfzigtauſend Thaler angenommen und ſoll dieſes Kapital, ſoweit daſſelbe nicht 
durch Beiträge der Intereſſenten gedeckt wird, je nach dem Ermeſſen der Direktion 
durch Ausgabe von Stammaktien oder Obligationen beſchafft werden. Der Zeit⸗ 
punkt, von welchem ab die eventuell zu emittirenden Stammaktien an der Divi⸗ 
dende Theil nehmen, ſowie die ſonſtigen Bedingungen der Emiſſion, werden von 
der Direktion beſtimmt und bekannt gemacht. 


K. . 

Die finanziellen Reſultate der zu erbauenden Bahn ſollen auf die im $. 6. 
des Statut⸗Nachtrages vom 5. März 1856. vorgeſehene Berechnung eines Rein⸗ 
ertrages von fünf einhalb Prozent keinen Einfluß üben, ſondern es ſoll mit Rückſicht 
hierauf ſo lange, als die mittelſt der Allerhöchſten Order vom 2. Juni 1860. 
bewilligte Zinsgarantie des Staates für das zum Bau der Brücke zwiſchen Coblenz 
und Ehrenbreitſtein erforderliche Anlagekapital fortdauert, getrennte Rechnung 
geführt werden. 


(Nr, 7531.) Bekanntmachung, betreffend die Eberfeld⸗Barmer Seidentrocknungs⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft. Vom 21. Oktober 1869. 


es Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 16. d. M. 
die von der Elberfeld⸗Barmer Seidentrocknungsgeſellſchaft zu Elberfeld, Regierungs⸗ 
bezirk Düſſeldorf, beſchloſſene Verlängerung ihrer Dauer um weitere reißig Jahre, 
die neue Firma „Elberfeld⸗Barmer Seidentrocknungs⸗Aktiengeſellſchaft“, ſowie 
das neue Geſellſchaftsſtatut vom 9. Oktober 1869. zu genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Düſſeldorf bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 21. Oktober 1869. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbucjbruttetei 
MN (R. v. Decker). 8 


